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 (Beginn der öffentlichen Sitzung: 09:01 Uhr) 
 
Vors. Christopher Hahn: Ich begrüße alle Anwesenden sowie die Vertreter der Presse 
im Plenarsaal des Sächsischen Landtags zur öffentlichen Sitzung zum Gesetzentwurf in 
Form eines Volksantrages „Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“, Entwurf eines 
Gesetzes zur Einführung der Gemeinschaftsschule im Freistaat Sachsen, 
Drucksache 7/522. 
 
Bevor wir in die inhaltliche Sitzung zum Gesetzentwurf und zu den Änderungsanträgen 
einsteigen, möchte ich noch einige einleitende Worte an Sie richten. Im Einvernehmen 
mit den Obleuten der Fraktionen habe ich gestattet, dass die Presse während der 
gesamten öffentliche Sitzung auf der Tribüne Aufnahmen machen darf sowie der 
Landtagsverwaltung, dass ein Fotograf für die Öffentlichkeitsarbeit des Sächsischen 
Landtags zum Auftakt der öffentlichen Sitzung hier im Plenarsaal Fotos aufnehmen 
darf. 
 
Zum Werdegang des Gesetzentwurfs bis hin zur Anhörung habe ich zu Beginn der 
Anhörung am 25.05. bereits einiges gesagt. Dies ist ebenfalls im Stenografischen 
Protokoll der Anhörung nachzulesen, das im EDAS-System eingestellt ist. 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung hatte in der 2. Sitzung am 6. März 2020 den 
einstimmigen Beschluss gefasst, alle Beratungen zu diesem Gesetzentwurf gemäß § 33 
Abs. 1 Satz 2 der GO des Landtags öffentlich durchzuführen. Für die heutige öffentliche 
Sitzung soll ebenfalls ein Stenografisches Protokoll gefertigt werden. Auch dies haben 
wir im Einvernehmen mit den Obleuten bereits besprochen. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? – Ich stelle keinen Widerspruch fest. Damit ist der Beschluss hergestellt, 
und ich möchte dem Stenografischen Dienst für seine Arbeit herzlich danken. 
 
Wir kommen nun zur Beratung des Gesetzentwurfs und der Änderungsanträge. Ich rufe 
auf „Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“, Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung der Gemeinschaftsschule im Freistaat Sachsen, Drucksache 7/522, und die 
Änderungsanträge der AfD-Fraktion vom 15. März 2020 und den Fraktionen CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD vom 30. Juni 2020. Beide Änderungsanträge 
wurden vor dem Einreichen nach der Anhörung neu gefasst. Wer möchte den ersten 
Redebeitrag zum Gesetzentwurf halten? – Herr Gasse, bitte. 
 
Holger Gasse, CDU: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Der Volksantrag wurde von der 
Koalition im Rahmen der Koalitionsverhandlungen ausführlich behandelt und Anfang 
des Jahres im Plenum in erster Lesung. 
 
Mit der Schaffung der Voraussetzungen für die Einführung der Gemeinschaftsschule 
verfolgt der Volksantrag ja ein Ziel, das von der großen Mehrheit der Bevölkerung 
dokumentiert wurde. Wir haben uns als Koalition damit beschäftigt und einen 
Änderungsantrag formuliert, der genau dem Rechnung trägt, aber gleichzeitig die 
Leistungsfähigkeit des bestehenden sächsischen gegliederten Schulsystems im Blick 
behält. Im Rahmen der Anhörung, die wir gemeinsam durchgeführt hatten, wurden 
fachliche Hinweise gegeben, zu denen wir uns noch einmal ausgetauscht haben. 
 
Den fast unverändert vorliegenden Änderungsantrag stellen wir heute mit zur 
Abstimmung. In dem Änderungsantrag wurden nur kleine technische Änderungen 
vollzogen. Im Artikel 2 geht es um den bedarfserhöhenden Faktor, der neu berechnet 
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wurde. Deshalb ist dort eine andere Zahl enthalten, aber ansonsten ist keine weitere 
Änderung vorgesehen. 
 
So viel von meiner Seite. 
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank. Herr Dr. Weigand, bitte. 
 
Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Wir begrüßen, dass sich das 
Volk die Zeit genommen hat, dass Unterschriften gesammelt wurden und dass ein 
Volksantrag eingegangen ist. Das ist ein Zeichen von direkter Demokratie, was wir als 
Fraktion sehr stark begrüßen. 
 
Meine persönliche Meinung – das habe ich auch nach der Anhörung gesagt – ist: Wir 
haben jetzt den Gegenvorschlag der Regierungskoalition. Wir haben unseren 
Vorschlag. Wir haben den Volksantrag und wir haben das bestehende Schulsystem. Mir 
wäre es, wenn es möglich wäre, am liebsten, man würde eine Volksabstimmung über 
die vier verschiedenen Varianten durchführen und dann sehen, welche eine Mehrheit 
findet. Das ist aktuell leider nicht möglich, sodass wir dieses Verfahren beibehalten 
wollen. 
 
Auch wir tragen den Gedanken des längeren gemeinsamen Lernens mit. Wir möchten 
es aber nicht so weit fassen wie im Volksantrag mit der Gemeinschaftsschule. Das hat 
auch die Anhörung gezeigt; denn Vertreter – Herr Dr. Burchardt, Herr Prof. Dollase – 
haben über Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen, die schon viele Jahre eine 
Gemeinschaftsschule im Schulgesetz haben, berichtet. Wir sehen kritisch, dies vollends 
und gänzlich einzuführen. Auch die Industrie- und Handelskammer hat gesagt, sie ist 
für längeres gemeinsames Lernen, aber nicht für eine Gemeinschaftsschule. 
 
Diesen Kritikpunkten trägt auch unser Änderungsantrag Rechnung. Wir wollen, dass die 
Schüler länger gemeinsam lernen können. Wir wollen aber auch eine stärkere 
Ausrichtung auf den Bereich Technik haben. Deshalb haben wir den Gegenentwurf der 
Technischen Oberschule eingebracht, wobei wir den Fokus gezielt auf die 
Naturwissenschaften und einen hohen Praxisanteil legen. Im Hinblick auf den 
Fachkräftebedarf, den wir gerade im Handwerk und im Mittelstand haben, ist das ein 
wichtiger Aspekt. Dazu gab es auch von vielen Sachverständigen eine positive 
Rückmeldung, sodass wir das heute entsprechend zur Abstimmung geben. 
 
Nach der Anhörung haben wir noch einige Änderungen an unserem Antrag 
vorgenommen. Wir haben der Kritik von Frau Tauber und dem Verein Volksantrag 
Rechnung getragen. Wenn wir eine Bildungsempfehlung nach der 8. Klasse von 1,5 
festschreiben, dann wollen wir auch im Schulgesetz ändern, dass für jeden Wechsel 
nach der 4. Klasse eine 1,5 als Durchschnittsnote stehen bleibt, damit eine Aufwertung 
des gymnasialen Werdegangs erfolgt und wir von dem hohen Anteil von Schülern, die 
aufs Gymnasium gehen, herunterkommen. 
 
Des Weiteren haben wir in unserem Antrag den Beschluss der Schulträger überarbeitet, 
die vor Ort einbezogen werden sollten. Es sind ja die Kommunen, die es finanzieren 
sollen. Auch die Beförderungspflicht für unsere Schule ist aufzunehmen. Mit dieser 
Änderung werten wir die Oberschulen auf und zeigen mit diesem Modell, wo wir 
bildungstechnisch in Gänze hinwollen. Dies stellen wir zur Diskussion. 
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Ich weiß jetzt nicht, Herr Gasse, ob wir das jetzt formell schon einbringen und das 
besprechen oder ob wir dann noch einmal in die Diskussion zu den einzelnen 
Änderungsanträgen einsteigen. Das von meiner Seite; ich würde vielleicht später noch 
etwas sagen, wenn wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag der Koalition 
kommen. 
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank. Wir kommen später noch dazu. Gibt es weiteren 
Redebedarf? – Frau Neuhaus-Wartenberg, bitte. 
 
Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: Vielen Dank. Ich möchte auf einen Aspekt 
verweisen. Es ist jetzt schon angeklungen, aber ich möchte es noch einmal verstärken. 
Wir reden über weitaus mehr als 40 000 Unterschriften. Wir reden über 600 Kilogramm 
Papier, die bedruckt worden sind, und wir reden über 100 Büros, wo dieser Volksantrag 
ausgelegen und man Unterschriften gesammelt hat. Ich will es noch einmal stärker 
herausstellen, was es bedeutet, wenn wir über einen Volksantrag reden. 
 
Sie werden sich nicht wundern, dass wir den Volksantrag selbstverständlich gern 
unverändert gesehen hätten – logischerweise. Es ist für uns eine 
Herzensangelegenheit; denn wir finden, dass die Gemeinschaftsschule und das längere 
gemeinsame Lernen unmittelbar zusammengehören und dass dies eine Einheit bilden 
sollte. 
 
Wir wollen nicht, dass junge Leute in der Schule schon auf einen Beruf vorbereitet 
werden, sondern sie sollen aufs Leben vorbereitet werden. Dazu gehören für uns in 
Größenordnungen soziale Kompetenzen. Wir glauben, dass die Trennung vor der 
Pubertät nicht taugt, um diese sozialen Kompetenzen vernünftig auszubilden.  
 
Das haben wir in der Anhörung in ganz unterschiedlichen Meinungen gehört; das will 
ich alles nicht noch einmal referieren.  
 
Ich möchte nur sagen, dass wir den Änderungsanträgen sehr kritisch gegenüberstehen. 
Wenn wir nachher in die Debatte darüber gehen, werde ich auch begründen, warum wir 
sie ablehnen und uns noch einmal dafür starkmachen wollen, dass wir über den 
Volksantrag gern in unveränderter Form hätten abstimmen lassen – auch im Plenum – 
und dass wir nicht vergessen dürfen, dass es in Sachsen ja schon zwei Schulen gibt, 
die das längere gemeinsame Lernen sehr erfolgreich praktizieren – das Chemnitzer 
Schulmodell und auch die Nachbarschaftsschule in Leipzig –, und dass der Volksantrag 
schon von vornherein eine Kompromisslösung war und nicht ein Systemsturz oder ein 
ganz großer Wechsel. Es war eine Kompromisslösung von vielen Personen, die an 
einem Tisch gesessen und gesagt haben, wie wir uns Bildung und Schule in Zukunft 
vorstellen. 
 
An den Kompromiss noch einmal neue Kompromisse dranzubauen und unserer 
Meinung nach mit Änderungsanträgen eigentlich die Hürden auf eine Art und Weise zu 
erhöhen, dass vor Ort eine Gemeinschaftsschule nur sehr schwierig etabliert werden 
kann, das finden wir unangemessen. Wir dachten, dass ein Volksantrag ein Volksantrag 
ist und im Plenum auch so durchgeht. – Aber so ist die Welt, und damit müssen wir uns 
abfinden. 
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank. Frau Friedel, bitte. 
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Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Zum Volksantrag ist schon 
einiges gesagt worden, er ist ja bereits im letzten Jahr hier im Sächsischen Landtag 
eingebracht worden. Wir haben im Ausschuss schon im Januar darüber gesprochen, 
haben ihn dann wegen Corona etwas verschieben müssen und am 25. Mai die 
Anhörung durchgeführt. Wir werden jetzt die abschließende Beratung im Ausschuss 
durchführen und uns im Plenum damit beschäftigen können, sodass wir uns insgesamt 
in ungefähr einem Dreivierteljahr – über eine Landtagswahl und einen 
Regierungswechsel hinweg – mit dieser Initiative auseinandergesetzt haben. Ich finde, 
das ist allein von der Zeitschiene her keine so schlechte Leistung. 
 
Wir haben es geschafft, dass bei der Sachverständigenanhörung nicht nur der 
Volksantrag, sondern auch die dazu eingegangenen Änderungsanträge angehört 
werden konnten, sodass es auch möglich war, dass sich nicht nur die 
Vertrauensperson, sondern auch die Sachverständigen damit auseinandersetzen 
konnten, wie die verschiedenen Fraktionen hier im Landtag mit dem Volksantrag 
umzugehen gedenken.  
 
Auch dafür, dass das möglich war und dass wir alle miteinander dafür gesorgt haben, 
dass die eingebrachten Änderungsanträge rechtzeitig zur Verfügung gestanden haben, 
will ich mich in dieser Runde noch einmal bedanken.  
 
Die Anhörung fand hier statt. Die Sichtweisen der verschiedenen Sachverständigen 
waren durchaus kontrovers, das ist keine Frage. Ich hatte aber den Eindruck, dass es 
eine Übereinstimmung in der Beurteilung gab, dass der Volksantrag mit der optionalen 
Einführung einer Gemeinschaftsschule – bei all den Fragen, wie man dazu stehen mag 
– einen sinnvollen Weg geht, weil es sich um eine optionale Einführung und nicht um 
den Umsturz des Schulsystems von vornherein und zu 100 % handelt. Das schien mir 
bei allen Sachverständigen eher Konsens zu sein.  
 
Das ist der eine Kern des Volksantrages, den wir selbstverständlich unangetastet 
lassen mit dem Änderungsantrag der Koalition. 
 
Es gibt einen zweiten Kern des Volksantrages, der im Änderungsantrag der AfD 
überhaupt keine Berücksichtigung findet. Das ist der Punkt, der mich dazu bringt, 
diesen Änderungsantrag abzulehnen. Ich kann ihn auch gar nicht verstehen. Kern des 
Anliegens des Volksantrages ist es, eine Schulform einzuführen, in die alle Kinder der 
Nachbarschaft gehen können, und zwar länger als bis zur 4. Klasse; wo man also nicht 
die heterogene Schülerschaft auseinandersortiert, sondern sagt, wir nehmen die 
Heterogenität als Normalität, so wie es auch in der Gesellschaft und an vielen Schulen 
ist, und gehen damit um, indem wir binnendifferenziert unterrichten und auf die äußere 
Differenzierung verzichten.  
 
Diesen Kern des Volksantrages verkennt die AfD in ihrem Änderungsantrag völlig, weil 
ihr Änderungsantrag natürlich wieder die äußerliche Differenzierung zur Grundlage hat 
und ebendiesem Grundgedanken der Schule für alle in keinster Weise folgt. 
 
Deswegen ist das – neben weiteren kleinen Punkten – der wesentliche Punkt, warum 
wir sagen, der Änderungsantrag der AfD ist inhaltlich nicht geeignet, den Volksantrag in 
irgendeiner Art und Weise widerzuspiegeln, zu verfeinern, zu verbessern und 
anzupassen, sondern er läuft dem Grundanliegen des Volksantrages total zuwider.  
 



 6 

Auch der Änderungsantrag der Koalition hat durchaus Punkte – das haben die 
Vertrauenspersonen auch deutlich gemacht –, die das Volksantragsanliegen 
einschränken. Ich will die beiden wesentlichen Punkte nennen, die auch noch einmal 
wesentliche Punkte unseres Änderungsantrages sind. 
 
Zum einen setzen wir fest, dass eine Gemeinschaftsschule mindestens vierzügig sein 
muss. Der Zweck des Ganzen war, sicherzustellen, dass in der gymnasialen Oberstufe, 
in der Sekundarstufe II, noch mindestens eine Zweizügigkeit besteht. 
 
Der andere Kern des Änderungsantrages ist, aufgrund der Vierzügigkeit für 
Gemeinschaftsschulen dann auch das längere gemeinsame Lernen an kleineren 
Schulen zu ermöglichen, vor allem im ländlichen Raum, und hierbei die Oberschule mit 
besonderem Profil längeres gemeinsames Lernen – wir nennen sie „Oberschule Plus“ – 
einzurichten, die im Gegensatz zur Gemeinschaftsschule keine Mindestzügigkeit, 
sondern eine Maximalzügigkeit hat, um das Schulnetz in den ländlichen Räumen zu 
stabilisieren und dafür zu sorgen, dass solche Orte, an denen sich Schule und Lehrer 
sowie Eltern und Schulträger dafür entscheiden, diesen Weg zu gehen, keine Störung, 
sondern eine Bereicherung im sächsischen Schulnetz sein werden.  
 
Das sind die beiden wesentlichen Punkte des Änderungsantrages. Wir haben aus der 
Sachverständigenanhörung noch einmal erforderliche Änderungen aufgenommen, vor 
allem beim Thema Faktoren. Das hat Herr Gasse schon ausgeführt im Gesetz über die 
Schulen in freier Trägerschaft. Ich hoffe, dass der Ausschuss heute abschließend 
entscheidet, damit wir tatsächlich vor der Sommerpause auch im Plenum den 
Volksantrag abschließend behandeln können. 
 
Vielen Dank. 
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank, Frau Friedel. Gibt es weiteren Redebedarf zum 
Gesetzentwurf? – Frau Melcher, bitte. 
 
Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Herzlichen Dank. Auch ich möchte nicht 
wiederholen, was Herr Gasse und Frau Friedel schon gesagt haben; dem schließe ich 
mich natürlich vollumfänglich an. 
 
Ich möchte trotzdem noch einmal den Volksantrag und die Initiative, die auch von uns 
GRÜNEN stark unterstützt wurde, würdigen, dass wir heute hier darüber reden, dass 
wir eine öffentliche Anhörung hatten, dass wir die Vertreter eines Volksantrages im 
Plenum haben sprechen hören, ist der Dank von vielen Ehrenamtlichen, die das 
ermöglicht haben. Deswegen möchte ich hier den Dank wiederholen. 
 
Frau Friedel und Herr Gasse haben schon gesagt, wie der Kompromiss oder der 
Änderungsantrag der Regierungskoalition ist. Das will ich nicht wiederholen. Mir kommt 
es darauf an, einen Aspekt hervorzuheben: dass es für uns wichtig, das Ganze gut zu 
begleiten, dort auch genügend Unterstützungsangebote zu sichern, dass wir 
Gemeinschaftsschulen auch wirklich ermöglichen. Das ist auch die Botschaft: Wir 
ermöglichen Gemeinschaftsschulen und ich kann aus Leipzig sagen, dass sich dort 
schon viele auf den Weg machen und es im Blick haben. Ich denke, das ist eine gute 
Möglichkeit, dass wir es in Sachsen schaffen, längeres gemeinsames Lernen zu 
gewährleisten. 
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Zum AfD-Änderungsantrag kann ich sagen, dass unsere Fraktion diesen ebenfalls 
ablehnen wird, weil es tatsächlich im Kern das, was wir mit der Gemeinschaftsschule 
bezwecken – nämlich das längere gemeinsame Lernen in einem Klassenverband, also 
binnendifferenziert –, nicht umfasst.  
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank, Frau Melcher. Gibt es weiteren Redebedarf? 
 
Ich möchte noch kurz eine Korrektur vornehmen: Der AfD-Antrag ist nicht vom 
15. März, sondern vom 15. Juni. 
 
Wir fahren fort mit der Einbringung der Änderungsanträge. Die AfD-Fraktion, bitte; Herr 
Dr. Weigand. 
 
Dr. Rolf Weigand, AfD: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich hatte ja schon einiges dazu 
gesagt und möchte jetzt noch einmal auf die Kritik eingehen.  
 
Wenn Sie unseren Änderungsantrag lesen, dann sehen Sie auch, dass wir ein längeres 
gemeinsames Lernen bis zur 8. Klasse ermöglichen wollen, dass wir nach der 6. Klasse 
zwar eine Bildungsempfehlung aussprechen, aber diese nicht verbindlich ist, sodass bis 
zur 8. Klasse ein längeres gemeinsames Lernen möglich wäre. Wir würden bis dahin 
auch die Heterogenität – was Frau Friedel kritisiert hat – bestehen lassen. 
 
Wir verkennen dahin gehend auch nicht den Volksantrag. Wir sehen es nur einfach 
kritisch bis zur 10. Klasse. Das zeigen auch andere Bundesländer. Wenn Sie zu einem 
Bildungsschnitt hinwollen, dann müssen Sie das vollumfänglich gehen. Wir sehen das 
kritisch und möchten das Bildungsniveau in Sachsen erhalten; deswegen bis zur 
8. Klasse und danach eine Aufwertung durch die verbindliche Bildungsempfehlung von 
1,5.  
 
Ich bin schon auf einige Zitate von Sachverständigen eingegangen, und ich denke, es 
wurde schon viel Positives zurückgegeben. 
 
Zur Binnendifferenzierung hatten wir auch eine kontroverse Diskussion. Dazu gibt es 
eben unterschiedliche Ansichten. Herr Weichelt vom Lehrerverband hat selbst aus der 
Praxis gesagt, dass das täglich an seine Grenzen stößt. Auch andere Sachverständige 
haben sich dazu kritisch geäußert. Deshalb finden wir, dass unser Schulmodell auch für 
den ländlichen Raum gut ist und gegenüber aktuellen Oberschulen keine Konkurrenz 
darstellt. 
 
Das heißt ja nicht, dass soziale Kompetenzen heruntergefahren werden. Ich denke, sie 
werden sogar aufgewertet, wenn mehr Praxis eingeführt wird und wenn ein Schüler, der 
vielleicht bisher schlechte Noten hatte und das eine oder andere Mal etwas demotiviert 
war, dann plötzlich sieht, dass er für den einen oder anderen Beruf eine Befähigung hat. 
Ihn motivieren Sie dann sogar wieder beim Lernen und bei der Teilhabe an der Bildung. 
Ich denke, das ist ein guter Weg in Anlehnung an ein Bildungssystem, das im Schnitt 
sehr gute Erfolge verzeichnen konnte. 
 
Deshalb stellen wir den Antrag heute mit den entsprechenden Änderungen, die ich 
vorhin vorgestellt habe, nach der Anhörung zur Abstimmung und hoffen auf Ihre 
Zustimmung. 
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Danke schön. 
 
Vors. Christopher Hahn: Vielen Dank, Herr Dr. Weigand. Wir fahren fort mit der 
Koalition. Wer möchte einbringen? 
 
 (Sabine Friedel, SPD: Wir haben schon eingebracht!) 
 
Es ist alles gesagt worden; okay. Gibt es weitere Redebeiträge zu den 
Änderungsanträgen? – Das ist nicht der Fall. 
 
Dann kommen wir zur Abstimmung über den Änderungsantrag der AfD-Fraktion vom 
15.06.2020. Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Danke. Die Gegenstimmen? – Die Stimmenthaltungen? – Bei 
wenigen Dafür-Stimmen, aber mehr Gegenstimmen ist der Änderungsantrag abgelehnt. 
 
Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungsantrag der Koalition vom 30.06.2020. 
Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Danke. Die Gegenstimmen? – Die Stimmenthaltungen? – Ich stelle 
fest: keine. Bei einigen Dafür-Stimmen und einigen Gegenstimmen ist der 
Änderungsantrag angenommen. 
 
Ich rufe auf die Abstimmung über den Gesetzentwurf, Drucksache 7/522, mit den 
angenommenen Änderungen. Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 
– Gut, wieder das gleiche Bild. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen. 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung gibt eine dem entsprechende Empfehlung 
gegenüber dem Plenum ab. Ich bitte um die Meldung einer bzw. eines Freiwilligen als 
Berichterstatter. Gibt es eine oder einen Freiwilligen? 
 
 (Sabine Friedel, SPD, hebt die Hand.) 
 
Frau Friedel, vielen Dank. 
 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und beende den öffentlichen Teil der 4. Sitzung des 
Ausschusses für Schule und Bildung. 
 
 

(Schluss der öffentlichen Sitzung: 09:25 Uhr) 
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